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Während eines offiziellen Besuchs der israelischen Außenministerin Tzipi Livni in Kopenhagen in
der vergangenen Woche haben Sie die Festnahme und strafrechtliche Verfolgung der Politikerin
gefordert. Was hat Sie dazu bewogen?
Wir stützen uns mit dieser Forderung auf die Berichte von Amnesty International und Human Rights
Watch. Demnach hat die israelische Regierung im Krieg gegen den Libanon vorsätzlich zivile Infrastruktur
angegriffen und damit den Tod von Hunderten Menschen in Kauf genommen. Der massenhafte Einsatz
von Streubomben im Südlibanon ist ein zutiefst unmoralisches Verbrechen. Human Rights Watch zufolge
hat Israel 90 Prozent dieser Bomben in den letzten 72 Stunden des Konflikts abgeworfen. Über
hunderttausend nicht explodierte Sprengkörper werden die Menschen im Libanon auf Jahre gefährden.
Auch nach dem Waffenstillstand werden dadurch viele Unschuldige verwundet oder getötet werden. Das
ist eine klare Verletzung der Kriegsregeln. Wir – und Dänemark als Unterzeichner der Genfer
Konventionen insbesondere – haben die Pflicht, die Kriegsverbrecher anzuklagen und die
Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen.

Gab es eine Stellungnahme von israelischer Seite zu Ihrer Forderung?
Nein, aber es gab eine Reaktion der dänischen Generalbundesanwaltschaft. Sie hat die Klage mit der
Begründung der diplomatischen Immunität von Livni zurückgewiesen. Soweit mir bekannt ist, sind Sie
derzeit der einzige europäische Politiker, der öffentlich eine strafrechtliche Untersuchung möglicher
israelischer Kriegsverbrechen im Libanon gefordert hat. Wie haben Ihre Kollegen im Parlament, wie hat
die dänische Öffentlichkeit darauf reagiert? Wir haben zahlreiche Briefe und E-Mails von Menschen in
der ganzen Welt bekommen, die sich bei uns bedankt haben. Viele Bürger sind der Meinung, daß die
Kriegsverbrechen untersucht werden müssen. Wozu gibt es das Völkerrecht, wenn keine Konsequenzen für
rechtswidriges Verhalten befürchtet werden müssen? Selbst wenn wir dieses Mal zurückgewiesen wurden,
haben wir damit dennoch die israelischen Kriegsverbrechen ein Stück mehr an die Öffentlichkeit gebracht.
Die Frage, ob sich Israel im Libanon der Kriegsverbrechen schuldig gemacht hat, wird in Dänemark
erstaunlich breit diskutiert und von den Medien aufgegriffen. Wiederholt wurden gegen Israel Klagen
eingereicht – in Belgien, Deutschland, Kanada und in den USA.

Dennoch scheint es, daß die israelische Regierung ernsthafte Konsequenzen und Sanktionen kaum
zu befürchten hat. Warum könnte es diesmal anders sein?
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Die Weltöffentlichkeit ist sehr gut informiert und beobachtet sowohl die israelischen Verstöße als auch die
Reaktionen der internationalen Gemeinschaft darauf. Ich weiß beispielsweise, daß man sich in Amerika
inzwischen Gedanken darüber macht, was die Israelis mit den Streubomben »Made in USA« angerichtet
haben. Amerika ist sehr wohl verantwortlich für den Einsatz ihrer Waffen im Libanon. Ich hoffe, daß sich
dieses öffentliche Bewußtsein weiter ausbreitet. Leider verschlechtert sich die Lage für die Palästinenser
derzeit wieder – und damit für den ganzen Nahen Osten. Erst vor wenigen Tagen hat Israels
Ministerpräsident Ehud Olmert angekündigt, die Siedlungen in der Westbank zu vergrößern. Umso mehr
hoffe ich, daß die Menschen Israel gegenüber kritisch bleiben und ihre Stimme erheben. Laut Angaben der
palästinensischen Nachrichtenagentur Maan News haben 52 Menschenrechtsorganisationen aufgrund der
israelischen Kriegsverbrechen im Libanon die Aufhebung von Israels Mitgliedschaft bei den Vereinten
Nationen verlangt. Das erinnert mich an eine Initiative hier in Dänemark, bei der wir uns für die
Aufkündigung des für Israel besonders profitablen EU-Handelsabkommens – den israelisch-europäischen
Assoziationsvertrag – eingesetzt haben. Demzufolge haben Produkte aus Israel – die zumeist aus illegalen
israelischen Siedlungen in der Westbank und im Gazastreifen stammen – in Europa Anspruch auf
Begünstigungen, das heißt, es fallen geringere oder gar keine Zölle an. Damit wird ein Land unterstützt,
das in den besetzten palästinensischen Gebieten täglich gegen internationales Recht verstößt.

Interview: Andrea Bistrich, erschienen in der Jungen Welt am 7.9.06
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